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Lage der Deutschen Landwirtschaft und des Garten- 
baues. 

Die Anfrage beantworte ich wie folgt: 

40 %> der Bevölkerung Westdeutschlands müssen vom Ausland mit 
Lebensmitteln versorgt werden. Die Bezahlung dieser Nahrungs- 
einfuhren ist nach Ablauf der Marshall-Plan-Hilfe nur durch den 
Erlös aus Industrie-Exporten möglich. 

Aus dieser Zwangslage ergibt sich die Vorrangstellung der Export- 
wirtschaft, die auch von der Landwirtschaft anerkannt wird, inso- 
weit sie nicht die inländische Nahrungsmittelerzeugung beeinträchtigt. 

Die Landwirtschaft Westdeutschlands muß eine Steigerung der 
eigenen Erzeugung anstreben, um die Volksernährung in den wich- 
tigsten Nahrungsmitteln auch in Krisenzeiten zu einem möglichst 
hohen Anteil sicherzustellen. 

Allgemeine Förderungsmaßnahmen 

Die Landwirtschaft wird darin durch die Bundesregierung im Rah- 
men der zur Zeit gegebenen Möglichkeiten wie folgt gefördert: 

Für die Hauptnahrungsmittel und die wichtigsten Produktions- 
mittel werden durch die dem Bundestag vorliegenden Marktord- 
nungsgesetze, durch Subventionen und Kredite möglichst stabile 
Verhältnisse angestrebt. Gesetze auf dem Gebiete der Erzeugung 
(z. B. Tierzuchtgesetz) treten ergänzend hinzu. 

Der Landwirtschaft werden Kredite und Zuschüsse zur Steigerung 
der Erzeugung für folgende Aufgaben gewährt: 

Flurbereinigung und Umlegung 
Siedlung 

Erschließung von Neuland und dessen nachfolgender Besiedlung 
Wiederaufbau kriegszerstörter Betriebe 

wasserwirtschaftliche Maßnahmen (z. B. Deichbau) und Me- 
liorationen 

Neu- und Ausbau von Landwirtschaftsschulen und Wirtschafts- 
beratungsstellen 

Ausbildungs- und Forschungszwecke in der Landwirtschaft 
Wiederaufforstung 
Einrichtung von Besamungsstationen 
Ernährungsindustrie und Vorratshaltung u. v. a. m. 
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Die Bundesregierung hat 1949/50 der Landwirtschaft einschließ- 
lich Garten- und Obstbau (ohne Ernährungsindustrie und Fisch- 
dampferbau) 107 Millionen DM verbilligte Kredite aus ERP-Gegen- 
wertmitteln bereitgestellt. Diese Kredite sind nach Mitteilung der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau bis auf einen geringen Restbetrag 
ausgezahlt und damit der Landwirtschaft direkt oder indirekt tat- 
sächlich zugeflossen. 

Es ist ferner aus der II. Tranche der ERP-Gegenwertmittel 
1949/50 ein gegenüber der I. Tranche prozentual höherer Anteil für 
die Landwirtschaft genehmigt worden. In diesem Betrag von ins- 
gesamt rund 180 Millionen DM (ohne Ernährungsindustrie) sind 
auch verlorene Zuschüsse im Betrage von 75 Millionen DM enthalten. 

Die Wiederaufbaubank beginnt gegenwärtig damit, diese wieder- 
um verbilligten Kredite aus der II. Tranche über die Regionalbanken 
der Landwirtschaft einschließlich Garten- und Obstbau bereitzu- 
stellen. Sie sind im wesentlichen für die gleichen vordringlichen 
Wiederaufbauzwecke wie in der I. Tranche bestimmt. Gleichzeitig 
ist die 1. Rate von 20 Millionen DM Zuschüssen aus dem 75 Mil- 
lionen DM-Programm von den zuständigen Bundestagsausschüssen 
zur Ausgabe für die Landwirtschaft bewilligt. 

Maßnahmen für einzelne Erzeugnisse 

Die in der Anfrage Nr. 103 besonders aufgeführten Fragen werden 
wie folgt beantwortet. 

Zur Frage der ungeregelten Importe, die den Absatz einzelner 
Erzeugnisse des deutschen Gartenbaues, der Wolle und des Ham- 
melfleisches beeinträchtigen, wird wie folgt Stellung genommen: 

1. Erzeugnisse des deutschen Obst- und Ge- 
müsebaues 

An frischen Gartenbauerzeugnissen wurden in das Bundesgebiet 
eingeführt in to: 

Obst Gemüse Südfrüchte 

Januar — Dezember 1949 333 964 217 752 147 821 

Januar — Juni 1949 19 961 122 246 68 826 

Januar— Juni 1950 73 170 156 505 230 553 

Die Einfuhr von frischem Obst betrug im Durchschnitt der Jahre 
1927 bis 1938 5,4 kg je Kopf der Bevölkerung, im Jahre 1949 
6,7 kg. Die Erhöhung ist aber auf die großen, auch von den 
Erzeugern für notwendig erachteten Mostobsteinfuhren zurück- 
zuführen. Im ersten Halbjahr 1950 betrug die Obsteinfuhr 1,5 kg 
je Kopf. Bis zu diesem Zeitpunkt konnte sie also nicht als zu 
hoch bezeichnet werden. Für die Zeit vom 12. September bis 
31. Oktober 1950 ist eine Einfuhrsperre für Äpfel mit Ausnahme 
von französischen Mostäpfeln, mit den ausländischen Liefer- 
ländern vereinbart worden. 

Die Südfruchteinfuhr belief sich im Durchschnitt der Jahre 1927 
bis 1938 auf 6,6 kg je Kopf der Bevölkerung, 1949 auf 3 kg 
und im ersten Halbjahr 1950 auf 4,6 kg. In den Monaten Juli 
bis November ist sie unbedeutend, und selbst wenn im Dezember 
50 % mehr als im Vorjahre eingeführt werden sollte, wird die 
gesamte Jahreseinfuhr an Südfrüchten 6 bis 6,5 kg nicht über- 
steigen. In den Jahren 1927 bis 1938 wurden durchschnittlich 
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5,6 kg frisches Gemüse je Kopf der Bevölkerung eingeführt, im 
Jahre 1949 nur 4,4 kg, in der Zeit vom 1. Juli 1949 bis zum 
30. Juni 1950 5 kg. 

Ausschlaggebend für die Absatzschwierigkeiten dürfte die erheb- 
liche Schrumpfung des Verbrauches gewesen sein, der gegenüber 
der Vorkriegszeit bei Gemüse um ein Viertel, bei Obst um ein 
Zehntel zurückgegangen ist. 

Infolgedessen dürfte bei der überdurchschnittlich guten eigenen 
Ernte dieses Jahres die Einfuhr insgesamt zu hoch gewesen sein 
und zeitlich nicht immer den Bedürfnissen des deutschen Marktes 
entsprochen haben, obwohl versucht worden ist, in den Ge- 
mischten Sachverständigenausschüssen zu einer für alle Beteilig- 
ten tragbaren Regelung zu gelangen. 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten wird daher auch für die Einfuhr von Obst, Gemüse und 
Südfrüchten einen Einfuhr- und Versorgungsplan auf stellen. Es 
soll zu erreichen versucht werden, daß dieser Plan in Zukunft 
allen Verhandlungen über Handelsverträge und Einfuhrkontin- 
gente zugrunde gelegt wird. Außerdem werden in Zusammen- 
arbeit mit Erzeugern, Handel und Verarbeitungsindustrie für 
die einzelnen Erzeugnisse Schutzfristen aufgestellt, innerhalb 
deren keine Einfuhren erfolgen sollen. Bei den internationalen 
Verhandlungen wird versucht, die Anerkennung dieser Fristen 
durchzusetzen. 

Durch eine Beschränkung der Einfuhr allein können die Schwie- 
rigkeiten auf die Dauer jedoch nicht behoben werden, da sie — 
abgesehen von Witterungseinflüssen — zu einem Teil auch auf 
mangelhafte Anpassung der Anbauflächen an den Bedarf, un- 
genügende Standardisierung und unzureichende Organisation des 
Absatzes und des Marktausgleiches zurückgeführt werden müssen. 
Das ist von den £ rzeugerverbänden bereits richtig erkannt 
worden. Sie sind auch grundsätzlich bereit, durch Aufklärung 
ihrer Berufsgenossen eine Besserung der Verhältnisse herbeizu- 
führen. Zur Förderung dieser Bestrebungen, insbesondere auch 
der Verbrauchswerbung, hatte das Bundesministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten in seinem Haushaltsvor- 
anschlag namhafte Beträge vorgesehen, die aber infolge der an- 
gespannten Finanzlage des Bundes leider nicht bewilligt werden 
konnten. Lediglich für die Marktberichterstattung konnten im 
vergangenen Jahre eine Beihilfe in Höhe von 15 600 DM ge- 
währt und für das laufende Haushaltsjahr 80 000 DM vor- 
gesehen werden. 

Um zu einer höheren Rentabilität im Gemüsebau zu kommen, 
muß auch dem Saatgut besondere Beachtung geschenkt werden. 
Zu diesem Zweck wurde die Überwachung des Vermehrungs- 
anbaues der Gemüsesaatzuchtbetriebe so weit ausgebaut, daß 
am 23. Juni 1949 eine Verordnung erlassen werden konnte, nach 
der nur noch anerkanntes Saatgut in den Handel gebracht werden 
darf. Ein in Vorbereitung befindliches Saatgutgesetz soll dem 
Anbauer noch leistungsfähigeres Saatgut schaffen. Das „Sorten- 
amt“ mit seinen Wertprüfungsstellen sorgt für Sichtung unter 
den alljährlichen Neuzüchtungen. Zudem ist ein Obstbaugesetz 
in Vorbereitung, das schon einmal den Ländern zur Stellung- 
nahme vorlag. Es macht die Kennzeichnung der von den An- 
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zuchtbaumschulen verwendeten Unterlagen und Stammbildner 
zur Pflicht. Dadurch soll der deutsche Gartenbau in die Lage 
versetzt werden, auf unerwünschtes Pflanzenmaterial verzichten 
zu können. 

2. Hammelfleisch- und Wollerzeugung 

Vor der Geldumstellung, d. h. bis zum 20. Juni 1948, wurden 
die normal anfallenden Schlachtschafe den Märkten nur in ge- 
ringem Umfange zugeführt. Allmählich begann ein Abbau der 
überhöhten Schafbestände insbesondere bei den Einzelschaf- 
haltern. Der Schafbestand von 2,951 Millionen Stück am 3. Juni 
1949, der mit über 500 000 , Stück den Friedensbestand über- 
schritt, ist auf 2,30 Millionen am 3. Juni 1950 zurückgegangen 
und liegt damit um -3 % unter Vorkriegsbestand. 

Die Einfuhr von geschlachteten Schafen wurde bereits seit Janu- 
ar 1950 eingestellt. Aus dem Inland wurden 360, aus Importen 
134 to Hammelfleisch in Vorrat genommen. Gleichzeitig wurde 
die Ausfuhr von Schl acht schafen durch Gegenseitigkeitsgeschäfte 
mit Frankreich und Belgien betrieben. Diese Ausfuhr verlief zur 
vollen Zufriedenheit, bis dann Frankreich mit einer etwa 
45 %igen Zollerhöhung die Ausfuhr erschwerte. Die von einigen 
Importeuren begonnene Einfuhr von Masthammeln aus dem 
liberalisierten Holland mußte eingestellt werden, da diese Tiere 
meist überfett waren und nur schwer abgesetzt werden konnten. 
Exporte nach England und die Versorgung der englischen Be- 
satzungstruppen mit deutschem Hammelfleisch sind geplant. Die 
Verhandlungen verlaufen günstig. 

Auf keinen Fall kann behauptet werden, daß durch Hammel- 
fleischimporte die Eigenerzeugung gefährdet worden sei. Wenn 
die Schafhalter wegen Überproduktion mit Absatzschwierigkeiten 
zu kämpfen hatten, so war dies die Reaktion auf die lange Zu- 
rückhaltung der angefallenen Schlachtschafe in bedeutenden 
Mengen. Die Einfuhr von geschlachteten Schafen wurde nie ge- 
fördert, da das Hauptaugenmerk mit Rücksicht auf die Dollar- 
knappheit auf die Einfuhr von Rind- und Schweinefleisch ge- 
richtet ist. Soweit heute Hammelgefrierfleisch angeboten wird, 
stammt es von privater Einlagerung aus jener Zeit der Über- 
produktion. 

Die deutsche Wollerzeugung stellt nur etwa 9°/o des Woll- 
bedarfes. Daher wird der deutsche Wollabsatz auch in naher 
Zukunft keinen Schwierigkeiten unterworfen sein. 

Wenn es in der vergangenen Zeit zu einer vorübergehenden 
Absatzstockung kam, so liegt das daran, daß Wollimporte mit 
der Versteigerung in Paderborn zusammenfielen. Vor der ange- 
setzten Versteigerung in Paderborn kamen in Bremen Woll- 
einfuhren an, die zeitlich nicht verschoben werden konnten, da 
die saisonmäßige Verschiffung in der ganzenWelt nicht zu um- 
gehen ist. Trotzdem waren auf der Paderborner Versteigerung 
die guten Wollqualitäten gefragt und fanden im Gegensatz zu 
den schlechten guten Absatz. 

3. Milchwirtschaft 

Zur Frage, was die Bundesregierung zu tun gedenkt, um die 
Milchwirtschaft als Eckpfeiler der bäuerlichen Betriebe zu er- 
halten und um die Milchpreise beim Erzeuger den anerkannten 
Gestehungskosten anzugleichen, wird folgendes ausgeführt: 
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Die Zollbegünstigungsliste sieht folgende Zollsätze vor! 

DM je (100 kg) 

für Butter 30. — 

für Käse 30. — (in Einzelpackungen) 

für Käse 20. — Spezialkäse aus Italien 

für Käse 20. — Hartkäse ohne Tilsiter 

für Käse 25. — Belpaese und Prinzer (Brie) Käse 

aus der Schweiz 

für Käse 30. — Münster und anderer Hartkäse 


für Käse 30. — Münster und anderer Hartkäse 

wie Tilsiter Art 

Dauermilcherzeugnisse 40. — eingedickte und Trockenmilch, 

außerdem Milch und Rahm in 
luftdicht verschlossenen Behäl- 
tern, Kondensmilch 

frische Milch und 
Buttermilch 5. — 

sterilisierte und 
peptonisierte Milch 8.50 

Die Hohe Kommission hat dieser vorgelegten Zollbegünstigungs- 
liste zugestimmt, so daß mit dem baldigen Inkrafttreten der vor- 
stehend genannten Zollsätze gerechnet werden kann. 

In Zeiten der Milchschwemme konnte erreicht werden, daß auf 
Grund eines mit Holland und Dänemark abgeschlossenen 
„Gentleman Agreement“ Butter und Dauermilcherzeugnisse nur 
in geringeren Mengen importiert wurden und solche Importe 
mehr in den ausgesprochenen Bedarfsmonaten erfolgten. 

Diese Maßnahme im Zusammenhang mit der Erhebung des 
Butterausgleichspfennigs hat die Schwierigkeiten, die die Som- 
merproduktion ansonsten hervorgerufen hätte, wirksam beseitigt. 
Die Regierungsvorlage eines Gesetzes über den Verkehr mit 
Milch, Milcherzeugnissen und Fetten wird zur Zeit im Ernäh- 
rungsausschuß des Bundestages beraten. Eine Annahme des Ge- 
setzes ermöglicht vor allen Dingen, eine Marktordnung auf den 
Trinkmilchmärkten durchzuführen. Damit ist der Gefahr be- 
gegnet, daß unerwünschte Lieferung von Trinkmilch preisstörend 
wirkt. Des weiteren sieht die Gesetzesvorlage die Errichtung 
einer Einfuhr- und Vorratsstelle vor, die bezüglich der Importe 
von Milcherzeugnissen und Fetten regulierend wirken dürfte. 
Schließlich ist in dem Gesetz die Möglichkeit- einer Erhebung von 
0,5 Pfennig zur Qualitätsförderung von Milch und Milch- 
erzeugnissen vorgesehen, die ein einheitliches Vorgehen gerade 
auf diesem in den letzten 10 Jahren vernachlässigten Gebiet er- 
möglicht. Die Neufassung einer Butter- und Käseverordnung, die 
ausschließlich qualitätsfördernden Charakter hat, dürfte den 
Markt mit wirklich ausgezeichneten Waren versorgen und damit 
die preisdrückende Konkurrenz von Erzeugnissen, die den Han- 
delsstufen nicht entsprechen, ausschalten. 

Der Verein zur Förderung des Milchverbrauches ist nach seiner 
Konstituierung beständig bemüht, eine für das ganze Bundes- 
gebiet umfassende und nachhaltige Milchwerbung durchzuführen. 
Durch Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die Kosten der 
Einlagerung von Butter konnten marktstörende heimische Butter- 
überschußmengen aus dem Markt genommen und dadurch ein 
anhaltendes Absinken des Milchauszahlungspreises verhindert 

werden - Dr. Niklas 


5 



